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2. Satzung zur Änderung der Satzung über die öffent liche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung - AbwS) 

 
 

Aufgrund von § 45 b Abs. 4 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs.2, 11, 13, 20 und 42 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde 
Magstadt am 25.06.2013 in öffentlicher Sitzung folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
Gegenstand und Inhalt der Änderung 

A. Die nachfolgenden Paragrafen werden wie folgt geändert: 
 

§ 2  
Begriffsbestimmungen 

(1) Abwasser ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen 
Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei 
Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von 
Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt 
abfließende Wasser (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen 
zum Behandeln, Lager und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten 
Flüssigkeiten.  

(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Gemeindegebiet angefallene 
Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. 
Öffentliche Abwasseranlagen sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung 
von Grund- und Drainagewasser, durch die die öffentlichen Abwasseranlagen entlastet 
werden, Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, Abwasserpumpwerke 
und Kläranlagen und Versickerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser (u. a. 
Mulden- und Rigolensysteme, Sickermulden /-teiche /-schächte), soweit sie nicht Teil der 
Grundstücksentwässerungsanlage sind sowie offene und geschlossene Gräben, soweit sie von 
der Gemeinde zur öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt werden. Zu den öffentlichen 
Abwasseranlagen gehört auch der Teil der Hausanschlussleitung, der im Bereich der 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verläuft (Grundstücksanschluss). 

(3) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, die der Sammlung, 
Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage 
dienen. Dazu gehören insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich 
verlegt sind und das Abwasser dem Grundstücksanschluss zuführen (Grundleitungen),  
Prüfschächte sowie Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwässerung und Versickerungs- 
und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten 
Grundstücksflächen befinden. 

(4) Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige Ableitungen in den öffentlichen 
Kanal. Drosseleinrichtungen dienen der vergleichmäßigten und reduzierten (gedrosselten) 
Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal; sie sind so auszulegen, dass eine Einleitung 
nur in Ausnahmesituationen (zum Beispiel Starkregen) erfolgt. 



 2

§ 6 
Allgemeine Ausschlüsse 

(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die 
Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die 
Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung beeinträchtigen, die öffentlichen 
Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behindern, erschweren 
oder gefährden können, oder die den in öffentlichen Abwasseranlagen arbeitenden Personen 
oder dem Vorfluter schaden können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe. 

(2) Insbesondere sind ausgeschlossen:  

1. Stoffe - auch im zerkleinerten Zustand -, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den  
öffentlichen Abwasseranlagen führen können (z.B. Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe,   
Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut-  
und Lederabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige 
Rückstände);  

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- und ölhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Heizöl, Karbid, 
Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von 
Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut aus Schlachtungen, mit 
Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie Arzneimittel;  

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke;  

4. faulendes und sonst übel riechendes Abwasser (z.B. milchsaure Konzentrate, 
Krautwasser);  

5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe verbreiten kann;  

6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht. 7. Abwasser, dessen 
Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über den Richtwerten des Anhangs A.1 des Merkblatts 
DWA-M 115-2 vom Juli 2005 (Herausgeber/Vertrieb: Deutsche Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. –DWA-, Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 
Hennef) liegen. 

(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall über die nach den Absätzen 2 einzuhaltenden Anforderungen 
hinausgehende Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen erforderlich ist. 

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
zulassen, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnahme im 
Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde und der Antragsteller eventuell entstehende 
Mehrkosten übernimmt. 

§ 11 
Grundstücksbenutzung 

Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 93 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) durch die Gemeinde verpflichtet werden, für Zwecke der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung das Verlegen von Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- und 
Fortleitung von Abwasser über ihre Grundstücke zu dulden. Die Grundstückseigentümer haben 
insbesondere den Anschluss anderer Grundstücke an die Anschlussleitung zu ihren Grundstücken 
zu dulden. 
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§ 16 
Regeln der Technik 

Grundsstücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die die oberste Wasserbehörde durch öffentliche 
Bekanntmachung einführt. Von den allgemein anerkannten Regeln der Technik kann abgewichen 
werden, wenn den Anforderungen auf andere Weise ebenso wirksam entsprochen wird. 

§ 26 
Grundstücksfläche 

(1) Als Grundstücksfläche gilt: 

1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der Ermittlung der 
zulässigen Nutzung zugrunde zulegen ist; 

2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 S. 1 BauGB nicht besteht 
oder die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu 
einer Tiefe von 50 Meter von der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksgrenze. 
Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder sind 
Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die 
hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage 
herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung 
zählen auch angelegte Grünflächen oder gärtnerisch genutzte Flächen. 

(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleibt unberührt. 

V. Abwassergebühren 
 

§ 40  
Gebührenschuldner 

(1) Schuldner der Abwassergebühren ist der Grundstückseigentümer. Der Erbbauberechtigte ist 
anstelle des Grundstückseigentümers Gebührenschuldner. Beim Wechsel des Gebühren-
schuldners geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden 
Kalendermonats auf den neuen Gebührenschuldner über. 

(2) Gebührenschuldner für die Gebühr nach § 39 Abs. 3 ist derjenige, der das Abwasser anliefert. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

§ 41 
Bemessung der Niederschlagswassergebühr 

(1) Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr (39 Abs. 1b) sind die bebauten und 
befestigten (versiegelten) Flächen des an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
angeschlossenen Grundstücks, von denen Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar 
den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird. Maßgebend für die Flächenberechnung ist 
der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstmaliger Entstehung der 
Gebührenpflicht, der Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses. 

(2) Die versiegelten Flächen werden mit einem Faktor multipliziert, der unter Berücksichtigung des 
Grades der Wasserdurchlässigkeit wie folgt festgesetzt wird:  



 4

 
a) wasserundurchlässige Befestigungen: 

Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, Fliesen und sonstige wasser-
undurchlässige Befestigungen mit Fugenverguss oder auf 
Beton verlegt 

 
 
 
Faktor 1,0 

b) teilweise wasserdurchlässige Befestigungen: 
Pflaster, Platten, Fliesen, Kies- oder Schotterflächen inkl. 
Schotterrasen und sonstige wasserteildurchlässige 
Befestigungen ohne Fugenverguss auf sickerfähigem 
Untergrund verlegt und Sickersteine 
 
Verbundsteine mit Fuge und Rasengittersteine 

 
 
 
 
Faktor 0,7 
 
Faktor 0,4 

c) sonstige Befestigungen: 
Dachflächen ohne Begrünung 
Kiesschüttdächer 
Gründächer 
Für Tiefgaragendächer gelten diese Faktoren entsprechend. 

 
Faktor 1,0 
Faktor 0,7 
Faktor 0,4 

d) Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach 
den Buchstaben a) bis c), welche der betreffenden Versiegelung in Abhängigkeit vom 
Wasserdurchlässigkeitsgrad am nächsten kommt; die Wasserdurchlässigkeit dieser 
Befestigung kann im Einzelfall auch durch eine Produktinformation des Herstellers 
oder auf andere Weise nachgewiesen werden. 

(3) Versiegelte Teilflächen, von denen das anfallende Niederschlagswasser regelmäßig in einer 
Sickermulde, Rigolenversickerung oder einer ähnlichen Versickerungsanlage versickert und 
nur über einen Notüberlauf oder eine Drosseleinrichtung den öffentlichen Abwasseranlagen 
zugeführt wird, werden mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt. Dies gilt nur für 
Versickerungsanlagen, die ein Stauvolumen von 1 m³ je angefangene 25 m² angeschlossene 
Fläche, mindestens jedoch ein Stauvolumen von 2 m³ (je Versickerungsanlage) aufweisen. 

(4) Versiegelte Teilflächen, von denen das anfallende Niederschlagswasser regelmäßig über eine 
Niederschlagswassernutzungsanlage (Zisterne) genutzt und nur über einen Notüberlauf oder 
eine Drosseleinrichtung den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird, werden 

a) mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das dort anfallende 
Niederschlagswasser ganz oder teilweise im Haushalt oder Betrieb als Brauch-
wasser (z.B. für Toilettenanlagen, Waschmaschinen u. ä.) genutzt wird. 

b) mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das dort anfallende 
Niederschlagswasser ausschließlich zur Gartenbewässerung genutzt wird. 

Dies gilt nur für Niederschlagswassernutzungsanlagen, die ein Speichervolumen von 1 m³ je 
angefangene 25 m² angeschlossene Fläche, mindestens jedoch ein Speichervolumen von 2 m³ 
(je Niederschlagswassernutzungsanlage) aufweisen. 

(5) Der Gebührenschuldner hat die bebauten bzw. überbauten und befestigten (versiegelten) 
Teilflächen, ihre Versiegelungsart sowie Art und Umfang vorhandener Versickerungsanlagen 
und Niederschlagswassernutzungsanlagen mittels eines Erklärungsformulars anzuzeigen. Das 
Erklärungsformular beinhaltet einen Lageplan, der von der Gemeinde zur Verfügung gestellt 
wird. In das Erklärungsformular sind die für die Berechnung der Flächen, die an die zentrale 
Niederschlagswasserbeseitigung angeschlossen sind, notwendigen Maße einzutragen. Das 
Volumen der Versickerungsanlagen und Niederschlagswassernutzungsanlagen ist nachzu-
weisen. Unbeschadet amtlicher Nachprüfung wird aus dieser Anzeige  die Berechnungsfläche 
ermittelt. 
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(6) Wird die Größe der bebauten bzw. überbauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat 
der Gebührenschuldner dies der Gemeinde innerhalb eines Monats nach Abschluss der 
Veränderung anzuzeigen. Die veränderte Größe der bebauten bzw. überbauten und/oder 
befestigten Fläche wird erstmals in dem Abrechnungszeitraum berücksichtigt, der dem 
Abrechnungszeitraum folgt, indem die Änderungsanzeige durch den Gebührenpflichtigen der 
Gemeinde zugegangen ist. 

§ 42 
Bemessung der Schmutzwassergebühr (Abwassermenge) 

(1) In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum gilt i. S. v. § 39 Abs. 1a als angefallene Abwasser-
menge 

1. bei öffentlicher Wasserversorgung der der Entgeltabrechnung zugrunde gelegte Wasserver-
brauch 

2. a.) zum Zwecke des Gebrauchs aus anderen Anlagen und Gewässern (nichtöffentlicher 
Wasserversorgung) sowie 

  b.) aus Niederschlagswassernutzungsanlagen (insbesondere bei Zisternen) zur Betriebs-
wasser- und Brauchwassernutzung im Haushalt die diesen entnommene Wassermenge. 

(2) Auf Verlangen der Gemeinde hat der Gebührenschuldner bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 
3) sowie bei nichtöffentlicher Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2 a) und bei der Nutzung von 
Niederschlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) geeignete Messeinrichtungen auf seine 
Kosten anzubringen und zu unterhalten. 

(3) Wenn die Kosten für eine Messung nach Abs. 2 der in Abs. 1 Ziffer 2 b.) genannten 
Wassermengen für Betriebswassernutzung (insbesondere WC-Spülung, Wäsche waschen im 
Privatbereich) nicht im Verhältnis zur Höhe des Verbrauches stehen, ist vom Gebührenzahler 
auf dessen Antrag hin, pauschal eine Wassermenge von 0,2 m³ pro Jahr je angefangene 1m² 
der an die Niederschlagswassernutzungsanlage angeschlossenen Fläche zu bezahlen. 

Bei ausschließlicher Nutzung des Niederschlagswassers aus einer Niederschlagswasseranlage 
zur Gartenbewässerung unterbleibt die Zahlung einer Schmutzwassergebühr. 

§ 43 
Absetzungen 

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet 
wurden, werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der Bemessung der Abwassergebühr 
abgesetzt.  

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung eines 
besonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) erbracht werden, der den eichrechtlichen 
Vorschriften entspricht und von der Gemeinde plombiert worden ist. Zwischenzähler dürfen nur 
durch ein fachlich geeignetes Installationsunternehmen eingebaut werden. Sie stehen im 
Eigentum des Grundstückseigentümers und sind von diesem auf eigene Kosten einzubauen 
und zu unterhalten. Der erstmalige Einbau sowie der Austausch eines Zwischenzählers ist der 
Gemeinde innerhalb von 2 Wochen unter Angabe des Zählerstandes anzuzeigen. 

(3) Wird der Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen Zwischenzähler 
gemäß Absatz 2 erbracht, bleibt von der Absetzung eine Wassermenge von 20m³/Jahr 
ausgenommen. 

(4) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen 
Zwischenzähler nach Absatz 2 festgestellt, werden die nicht eingeleiteten Wassermengen 
pauschal ermittelt. Dabei gilt als nicht eingeleitete Wassermenge im Sinne von Absatz 1 
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1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen 15m³ /Jahr, 

2. je Vieheinheit bei Geflügel 5m³ /Jahr. 

Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird um die gem. Abs. 3 von der 
Absetzung ausgenommene Wassermengen gekürzt und von der gesamten verbrauchten 
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wassermenge muss für jede für das 
Betriebsanwesen polizeilich gemeldete Person, die sich dort während des 
Veranlagungszeitraums nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 40m³ /Jahr für die erste 
Person und für jede weitere Person mindestens 30m³ /Jahr betragen. 
Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des 
Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der Stichtag 
maßgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das laufende Jahr 
richtet. 

(5) Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids zu stellen. 

 

§ 45 Entstehung der Gebührenschuld 

(1) In den Fällen des § 39 Abs. 1a und § 39 Abs. 1b entsteht die Gebührenschuld für ein 
Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein 
Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld 
mit Ende des Benutzungsverhältnisses. 

(2) In den Fällen des § 40 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebührenschuld für den bisherigen 
Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats; für den 
neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes. 

(3) In den Fällen des § 39 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei vorübergehender Einleitung mit 
Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes. 

(4) In den Fällen des § 39 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit der Anlieferung des Abwassers. 

(5) Die Gebührenschuld gemäß § 38 ruht auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht als 
öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. mit § 27 KAG). 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Hinweis: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) bei Erlass  dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn 
sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Inkrafttreten dieser Satzung gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden ist. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung begründen 
soll, darzulegen. 
 
Dies gilt nicht, wenn 
 
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung 
der Satzung verletzt worden sind. 
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2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat 
oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der 
Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich 
geltend gemacht worden ist. 
 
Magstadt, den 25.06.2013 
 
 
 
Dr. Hans- Ulrich Merz 
-Bürgermeister- 


